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Mit100000FrankenausderKrise
Das ThurgauerGewerbewill trotz Corona die Rückkehr zurNormalität und lanciert deshalb eine Kampagne.

Mit der Kampagne «Min Ort,
MisGwerb»will der Thurgauer
Gewerbeverband offensiv der
Coronakrise entgegentreten
und öffentlich Zuversicht und
Vertrauen des kantonalen Ge-
werbes demonstrieren. Bei der
Vorstellung der Kampagne in
denRäumlichkeiten der Bäcke-
rei Mohn in Sulgen betonte der
PräsidentdesThurgauerGewer-
beverbandes (TGV), Hansjörg
Brunner, dass sich der TGV in
der Pflicht sehe, das Thurgauer
Gewerbe einer «schnellen
Rückkehr zur Normalität zu
unterstützen».

Entworfen wurde die
100000Franken teureKampa-
gnevonderFrauenfelderAgen-
tur Koch. Ihr Kern besteht aus
einem einfachen, zweifarbigen
Sujet, begleitet voneiner kurzen

Geschichte, diedenKundennut-
zen von regionalenWertschöp-
fungsketten aufzeigt.

«Nicht jammern, sondern
Zuversichtverbreiten»
FürTGV-GeschäftsführerMarc
Widler ist der TGV mit seinen
69 unterschiedlichen Sektio-
nen, «geradezu prädestiniert,
umdieBranchenunddieRegio-
nen in die Kommunikations-
massnahmen einzubeziehen
unddamit eine sehr grosseWir-
kung in der Breite zu erzielen».
Dabei ist auch zentral, dass die
Kampagnenicht jammern, son-
dern ein positives Gefühl und
Zuversicht verbreiten möchte.
«Die Kampagne soll mithelfen,
dass zum einen nach innen ge-
richtet das Gemeinschaftsge-
fühl gestärkt, das regionaleDen-

kengefördert undGewerbe,Be-
völkerung und die Regionen
miteinander verbunden wer-
den», zählte Brunner auf.

Vorstellungan
derBerufsmesse
Bäckerei-Unternehmer Roger
Mohn begrüsste das Engage-
mentdesTGV.«DieKampagne
lässt sich für jede Branche und
für jeden Betrieb leicht auf die
eigenenBedürfnisse adaptieren
und somit leicht anwenden.
Hier hat derTGVeinGefäss ge-
schaffen,mit demnichtnur ein-
zelneBranchen, sondernalleab-
geholt werden können», freute
sichMohn. Gerade die Corona-
krisehabeeindrucksvoll derBe-
völkerung aufgezeigt, «wie
wichtig regionaleEinkaufsmög-
lichkeiten und Lieferketten

sind». Und zwar nicht nur als
Ort der Versorgung mit Gütern
des täglichen Bedarfs, sondern
auch als Arbeits- und Ausbil-
dungsstätte. «Das hängt alle
miteinanderzusammen. Ichbie-
temeinen Kunden gute, frische
und regionale Produkte und
meine Kunden kaufen in einer
angenehmen Atmosphäre ein.
Ich bezahle damitmeineLöhne
und ermögliche Jugendlichen
eine Ausbildung», so Roger
Mohn.

«MinOrt,MisGwerb»wird
an der Berufsmesse Thurgau in
Weinfelden erstmals einem
breiten Publikum präsentiert.
Der eigentliche Kampagnen-
start erfolgt dann am 26. Okto-
ber.

Christof Lampart
Hansjörg Brunner, Präsident des Thurgauer Gewerbeverbandes, und
Unternehmer Roger Mohn. Bild: Reto Martin

KantonbleibtaufsechsSitzensitzen
Trotz überdurchschnittlichwachsender Bevölkerung ist ein zusätzlicherNationalratssitz nicht inGriffweite.

Christian Kamm

Es wäre zu schön gewesen, um
wahr zu sein.DerKantonThur-
gau hätte aufgrund seines seit
Jahren anhaltendenüberdurch-
schnittlichen Bevölkerungs-
wachstums bei den nächsten
eidgenössischen Wahlen einen
zusätzlichen Nationalratssitz −
den siebten − zugute. Und auf
einen Schlag wären viele politi-
scheBaustellen inderParteien-
landschaft aufgehoben. Die
FDP könnte jetzt schon den
Champagner fürdieRückerobe-
rung ihresNationalratsmandats
2023bestellen.Die SVPmüsste
nichtmehrumihredrei Sitze zit-
tern.UndauchdieGrünenhätte
alleAussichten,den2019errun-
genen Sitz von Kurt Egger er-
neut ins Trockene zu bringen.
Nur:DieRealität folgt eineman-
derenDrehbuch.

Wie Berechnungen der
«Thurgauer Zeitung» ergeben
haben (Kasten), bringt der Spit-
zenplatz beimBevölkerungszu-
wachsdemThurgauauch inder
neuesten Verteilungsrunde für
dieNationalratsmandate (noch)
nichts. Es dürfte, wenn nicht
nocheinWunder geschieht, an-
lässlichderVerteilungvonsoge-
nannten Restmandaten auf die
Kantonenur fürdenzweitenEr-
satzplatz reichen. Noch hinter
Luzern. Das letzte Restmandat
wird voraussichtlich an Zürich
gehen, welches dann 36 Natio-
nalratssitze hätte − auf Kosten
vonBasel Stadt, das eines seiner
heute fünfMandate in der gros-
sen Kammer abgeben müsste.
FürdenThurgauhiessedas: aus
der Traum. Auch in der nächs-
ten Legislaturperiode 2023 bis
2027 gehören ihm «nur» sechs
der 200Nationalratssitze.

Imersten Jahrnachder
letztenWahlwirdgezählt
Da tun sich selbstverständlich
Fragen auf. Zuvorderst: Wieso
können im Herbst 2020 schon
Aussagengemachtwerdenüber
die Anzahl Mandate, die ein
Kanton imnächstenNationalrat

zugute hat? Das hatmit den ge-
setzlichen Vorschriften zu tun.
Im Bundesgesetz über die poli-
tischen Rechte wird vorge-
schrieben, dass «im ersten auf
die letztenGesamterneuerungs-
wahlendesNationalrats folgen-
den Kalenderjahr» die für die
VerteilungmassgebendeWohn-
bevölkerungszahl erhobenwird.
Das bedeutet im vorliegenden
Fall also schon bald: nämlich in
dreieinhalbMonatenper 31.De-
zember 2020.

Diese Zahlen stehen logi-
scherweise noch nicht zur Ver-
fügung. Aber jene per Ende
2019, die, wenn es statistisch
ernst gilt, erst ein Jahr alt sind
und deshalb heute schon ein
ziemlich zuverlässigesBildüber
dieBevölkerungsentwicklung in
denKantonen in den vergange-
nen Jahrenbieten.DieseZahlen
hat die TZ für ihre Berechnun-

gen denn auch herangezogen.
Sämtliche Aussagen beziehen
sich somit auf die Situation
Stand31.Dezember 2019.Den-
noch bleibt im Detail ein Rest
von Unberechenbarkeit. Aller-

dings nicht, was die sechs Sitze
fürdenKantonThurgaubetrifft.
Hier gilt: Ein siebtesMandat ist
noch ausser Reichweite.

Das heisst indessen nicht,
dass es immer so bleiben wird.

Hält das Thurgauer Bevölke-
rungswachstum im prognosti-
zierten Umfang an, könnte es
womöglich schon inacht Jahren
soweit sein.Dennweitwegvom
siebtenMandat ist der Thurgau
nicht mehr beziehungsweise
rückt ihm immer näher. Bereits
vor vier Jahren hätte laut Mo-
dellrechnung eine kleine Ver-
schiebung für ein zusätzliches
Mandatgereicht: 6000Einwoh-
nerweniger inderWaadt, 6000
mehr im Thurgau und der zu-
sätzlicheSitzwäreperfekt gewe-
sen. Diesmal dürfte die Aus-
gangslage noch knapper sein.
Gestützt auf die 2019er-Zahlen
ergibt sich folgendeModellrech-
nung:KantonZürich 3000Ein-
wohner weniger, Luzern 2000
weniger und der Thurgau dafür
5000Einwohnermehr.Und fer-
tig wäre der siebte Thurgauer
Nationalratssitz.

Seit neuestem mit Plexiglas-Verkleidung: Blick in den Nationalratssaal. Bild: Peter Schneider (Keystone)

So verteilt man die Nationalratssitze an die Kantone

Die proportionale Verteilung der
200 Nationalratssitze fusst auf
dem sogenannten Bruchzahl-
verfahren, auch Hamilton-Ver-
fahren genannt. Dabei wird in
einer Vorwegverteilung jenen
Kantonen ein Sitz zugeteilt, de-
ren Einwohnerzahl kleiner ist als
1/200 der Gesamtbevölkerung
(inklusive Ausländer). In der
Hauptverteilung wird dann eine
Verteilungszahl ermittelt, indem
die Bevölkerungszahl der ver-

bleibenden Kantone durch die
Anzahl der noch nicht vergebe-
nen Sitze geteilt wird. Anschlies-
send wird die Einwohnerzahl je-
des Kantons durch diese Vertei-
lungszahl dividiert. Der Quotient
vor dem Komma ergibt die An-
zahl Sitze. Schliesslich erfolgt
die Restverteilung: Die noch
übrig gebliebenen Mandate wer-
den an die Kantone mit der
grössten Restzahl hinter dem
Komma vergeben. (ck)

DerThurgau tut
viel für giftfreie
Gewässer

Pflanzenschutz Im Kanton
Thurgau sind Bäche mit einem
intensiv genutzten landwirt-
schaftlichen Einzugsgebiet am
stärksten mit Pflanzenschutz-
mitteln belastet, zum Beispiel
amObersee und im Einzugsge-
biet der Salmsacher Aach. We-
nigerbelastet sind sie amUnter-
see und imHinterthurgau.Dies
geht aus einer 28-seitigen Ant-
wortdesRegierungsrats auf eine
Interpellation von Toni Kappe-
ler (GP, Münchwilen) und 55
Mitunterzeichnern hervor.

Im Bodensee findet man
kaumRückständevonPflanzen-
schutzmitteln, hingegen solche
vonMedizinal- und Süssstoffen
sowie von Industriechemika-
lien,wiederRegierungsratwei-
ter schreibt. Im Thurgauer
Trinkwasser und imGrundwas-
ser gabes fastnurbeimFungizid
Chlorothalonil Überschreitun-
gen.

Landwirtschaftbemüht
sichumReduktion
Mit diversen Aktionen arbeiten
dasLandwirtschaftsamtunddas
Amt für Umwelt mit Beeren-
pflanzern und Obstbauern
daran, den Eintrag von Pflan-
zenschutzmitteln in die Bäche
zu verhindern; lautRegierungs-
rat ist das Interesse der Akteure
erfreulich.

Er sei sehr zufriedenmit der
umfangreichen Antwort, sagt
Kappeler. SeineVermutungsehe
erbestätigt: «WirhabeneinPro-
blem. 40Wirkstoffe imGrund-
wasser sind relevant.»Der Prä-
sident von Pro Natura Thurgau
attestiert dem Kanton und der
Landwirtschaft, sich ernsthaft
umeineReduktionzubemühen:
«Obdas reicht,weiss ichnicht.»

In naher Zukunft dürfe es
keine Pflanzenschutzmittel
mehr in Grund-, Trink- und
Oberflächenwassermehrgeben.
Landwirtschaft ohne Pflanzen-
schutzmittel sei möglich; das
zeigten die 359 Biobetriebe im
Kanton. Auch der verbotene
Herbizideinsatz in Siedlungen
müsse zurückgehen:«EinHaus-
wart darf nicht machen, was er
will.» (wu)


